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Das wird auch Zeit: Der
Schlossplatz in Hanau
ist der nördlichste in ei-
ner Achse aus fünf Plät-
zen und in zeitlicher Ab-

folge der letzte, für den eine Neuge-
staltung geplant wird. Von allen gro-
ßen Plätzen ist der Schlossplatz der-
jenige, der am meisten unter Wert be-
handelt wird. Die Fläche vor dem
Kanzleigebäude wird als Parkplatz
benutzt. In Zukunft sollen Flaneure
über das Pflaster streifen und an den
Tischen eines Straßencafés sitzen.

Mit ihren übrigen zentralen Plät-
zen ist die Stadt schon weiter. An der
Wallonischen Kirche entsteht ein
Park auf einem Parkplatz. Der Markt-
platz wurde um einen Neubau mit
zwei Cafés ergänzt. Am einschnei-
dendsten war bisher die Verände-
rung des Freiheitsplatzes, auf dem
ein Einkaufszentrum gebaut wurde.

Die Aufgabe, für den Schlossplatz
neue Ideen zu entwickeln, ist noch
anspruchsvoller. Schließlich geht es
nicht darum, einen Zweckbau zu er-
richten wie auf dem Freiheitsplatz.
Vielmehr müssen die Architekten
mit historischer Substanz umgehen,
nämlich mit dem Kanzleigebäude.
Dieses soll nicht nur mit Neubauten
umrahmt werden. Der Investor muss
den Bau sanieren und ihm neues Le-
ben einhauchen.

Das Kanzleigebäude ist nicht ir-
gendein Bau. Einst gehörte es zum
Stadtschloss der Hanauer Grafen, in
dessen Schatten die Stadt wuchs.
Das Schloss ging im Bombeninferno
1945 unter, die Kanzlei blieb erhal-
ten und steht, als Überbleibsel der
Adelsresidenz, als Anknüpfungs-
punkt der Erinnerung da. Der Bau
verdient besondere Wertschätzung,
gerade weil ein so großer Teil des al-
ten Hanaus untergegangen ist.

Noch haben die Stadtpolitiker die
Wahl zwischen einer eher modernen
Gestalt für die Nachbarschaft und ei-
nem Entwurf mit historisierender
Bebauung. Letztes kommt wenig
überzeugend daher. Erbaut werden
sollen neue Häuser im alten Stil, tat-
sächliche historische Bauten werden
nicht rekonstruiert. Das würde die
Wirkung der Kanzlei, des beeindru-
ckenden Originals, nur schwächen.
Wie gut Historisches und Modernes
zusammenpassen können, zeigt der
Marstall gegenüber. Die barocke Reit-
halle des Schlosses wurde in gelunge-
ner Weise als Saal in das 2003 eröff-
nete Kongresszentrum integriert.

Historische

Substanz

Von Jan Schiefenhövel

HEPPENHEIM (lhe). Ein 69 Jahre al-
ter Radfahrer ist bei einem Unfall in
Heppenheim im Kreis Bergstraße ums
Leben gekommen. Wie die Polizei mit-
teilte, war der Mann gestern auf einer
abschüssigen Straße mit seinem Rad
von hinten auf ein bremsendes Auto
aufgefahren. Die Beamten gehen da-
von aus, dass er ungebremst gegen das
Fahrzeugheck prallte. Die Autofahre-
rin erlitt einen Schock und wurde in
eine Klinik gebracht. Die Polizei sperr-
te die Ortsdurchfahrt mehrere Stun-
den für den Lastwagenverkehr.

höv. HANAU. Für die Zukunft des
Schlossplatzes in Hanau ist eine Vorent-
scheidung gefallen. Zur Neugestaltung
hatten drei Investoren Entwürfe einge-
reicht, der hauptamtliche Magistrat hat
nun seinen Favoriten ausgesucht. Für den
besten Vorschlag halten Oberbürgermeis-
ter Claus Kaminsky (SPD) und die Dezer-
nenten das vom Hanauer Planungsbüro
Terramag und der stadteigenen Baugesell-
schaft Hanau eingereichte Konzept. Dies
teilt die Stadtverwaltung mit.

Dieser Entwurf sei „besonders überzeu-
gend“, weil er in gelungener Weise die An-
siedlung von Wohnungen und Arbeitsplät-
zen vorsehe, sagte Kaminsky. So wolle
Terramag an den Schlossplatz ziehen.
Vorgesehen sei, dass der Schlossplatz
„steinern“ bleibe, also sein Pflaster behal-
te, während der Fronhof hinter dem Kanz-
leigebäude begrünt werde.

Damit haben die Dezernenten aber nur
Stellung bezogen und eine Empfehlung
ausgesprochen. Die endgültigen Beschlüs-
se stehen noch aus. Vorgesehen ist, dass
der Magistrat am Montag, 2. September,
seinen Beschluss fasst, und die Stadtver-
ordneten am Montag, 23. September, ab-
stimmen. So sind die beiden anderen Ent-

würfe nicht aus dem Rennen. Ausgesucht
wird der Investor für den Schlossplatz in
einer sogenannten Konzeptvergabe,
einem Wettbewerb, bei dem nicht nur der
gebotene Preis ausschlaggebend ist, son-
dern auch die Qualität der Pläne. Die
Stadt hat den Teilnehmern bei der Aus-
schreibung die Aufgabe gestellt, den
Schlossplatz zu einem urbanen Quartier
mit Cafés zu machen. Gewünscht wird
ausdrücklich eine Mischung aus Wohnen,
Arbeiten und kultureller Nutzung.

Das architektonische Schaustück des
Platzes, das Kanzleigebäude, spielt eine
wichtige Rolle. Und zwar nicht nur, weil
der historische Bau umrahmt werden soll,

sondern auch weil für das Gebäude selbst
eine neue Nutzung gesucht wird. Es hatte
die Stadtbibliothek beherbergt, bis diese
2015 in das Obergeschoss des Einkaufs-
zentrums Forum Hanau auf dem Frei-
heitsplatz umzog. Der Investor für den
Schlossplatz muss das Kanzleigebäude sa-
nieren. Dafür will die Stadt es für 19 800
Euro im Jahr in Erbpacht an den Bauher-
ren vergeben. Das Grundstück mit dem
„Haus des Handwerks“ nebenan wird für
470 000 Euro verkauft. Dieses Gebäude
soll abgerissen werden, um Platz für ei-
nen Neubau zu schaffen.

Kritik an der Auswahl der Dezernen-
ten kommt vom Verein „Stadtbild

Deutschland“, der sich für eine Bebauung
im historischen Stil einsetzt. Der Verein
befürwortet einen anderen der drei Ent-
würfe aus dem Wettbewerb – jenen, den
die Frankfurter KCI-Gruppe eingereicht
hat. Dieser Investor will ein nachgebilde-
tes Fachwerkhaus neben das Kanzleige-
bäude setzen und mit seinen Neubauten
im Stil der Vergangenheit den früheren
Grundriss, etwa den Verlauf der Erbsen-
gasse, wieder aufgreifen. Reinhard Hühn,
der Sprecher des Hanauer Ortsverbands
von „Stadtbild Deutschland“, sagte, die-
ser Entwurf sei „sensibel“ und verspreche
eine „behutsame Wiederherstellung des
Altstadtquartiers“.

KASSEL (lhe). Die zwölf Städte und
Gemeinden des Odenwaldkreises sind
mit ihrem eigenen Plan für Windradflä-
chen vor dem Verwaltungsgerichtshof
(VGH) Kassel gescheitert. Das Land
Hessen habe den Plan nicht genehmi-
gen müssen, entschieden gestern die
Kasseler Richter. Laut Urteil haben die
Kommunen zu Unrecht einen
1000-Meter-Mindestabstand zwischen
Windenergieanlagen und Siedlungen
als Ausschlusskriterium für Windrad-
standorte angesehen. Sie hätten statt-
dessen in jedem Einzelfall eine Abwä-
gung über Abstände zulassen müssen.
Die Revision gegen das Urteil wurde
nicht zugelassen. Eine Nichtzulas-
sungsbeschwerde vor dem Bundesver-
waltungsgericht ist möglich. (Az.: 4 A
2426/17)

16 Windräder drehen sich bisher im
Odenwaldkreis. Der Bau weiterer Anla-
gen ist umstritten, aber landespolitisch
gewollt. Um die Beeinträchtigung der
Landschaft gering zu halten und den
Bau zu lenken, werden seit einigen Jah-
ren Flächen für Windräder ausgewie-
sen. 2010 hatten die Gemeinden des
Odenwaldkreises das selbst in die
Hand genommen, sie wollten nicht län-
ger auf das Land Hessen warten. Man
untersuchte Flächen, gab Gutachten in
Auftrag und stellte am Ende einen so-
genannten Flächennutzungsplan mit
Gebieten für den Windradbau auf.
Doch das Regierungspräsidium Darm-
stadt verweigerte 2015 die Genehmi-
gung. Auf dem Gerichtsweg wollten
die Kommunen diese nun erzwingen.

Strittig waren dabei drei Aspekte:
die aus Sicht des Landes unzureichende
Berücksichtigung von Vorkommen der
seltenen Mopsfledermaus, Schutz von
Vogel-Lebensräumen und ein Mindest-
abstand von 1000 Metern von Windrä-
dern zu bestehenden oder geplanten
Siedlungsbereichen. Ausschlaggebend
war für die Verwaltungsrichter der letz-
te Punkte: Der Mindestabstand sei eine
Vorgabe für Regionalplaner gewesen –
nicht für Kommunen. „Demzufolge hät-
ten sich die Gemeinden im Einzelfall
mit der Frage auseinandersetzen müs-
sen, welchen Abstand die Gemeinden
zwischen Windkraftanlagen und Sied-
lungsbereichen für angemessen erach-
ten“, erklärte der Gerichtshof.

Das Land Hessen hat eine eigene re-
gionale Windkraft-Planung in Arbeit,
den Teilplan Erneuerbare Energien
Südhessen. Dieser sieht 2,7 Prozent
der Kreisfläche für Windräder vor. An-
gesichts einer hessenweiten Zielvorga-
be für Windkraftgebiete von zwei Pro-
zent der Landesfläche sehen sich die
Odenwaldkommunen übermäßig belas-
tet. Ihr Flächennutzungsplan hatte nur
1,6 Prozent Windkraftflächen vorgese-
hen und eine Konzentration von Wind-
rädern an wenigen Standorten.

Beendet ist der Streit um die Wind-
kraft im Odenwald mit dem Urteil da-
her nicht. Er wäre voraussichtlich
selbst bei einem Sieg der Kommunen
vor dem VGH weitergegangen. Denn
der Teilregionalplan hätte die kommu-
nale Planung ausgehebelt – sofern er
denn genehmigt wird und rechtlich Be-
stand hat. Deshalb hatte der Odenwald-
kreis schon vor Monaten finanzielle
Unterstützung angekündigt, falls Kom-
munen gegen den Windkraftplan des
Landes vor Gericht ziehen sollten. Das
geht aber erst, wenn das Land den Plan
genehmigt hat. Das Wirtschaftsminis-
terium rechnet damit, dass die Unterla-
gen dafür im September vorliegen.

obo. WIESBADEN. Das Geräusch,
wenn Glas auf Glas trifft, ist das lauteste
im Saal, während das finale Urteil über
Deutschlands Weinjahrgang 2018 fällt.
Kurz vor dem offiziellen Verkaufsstart
am 1. September stellen die knapp
200 Mitgliedsbetriebe des Verbands der
Prädikatsweingüter (VDP) ihre trockenen
Spitzenweine vor. Nicht nur Weine, die
aus Deutschlands Paradesorte Riesling ge-
keltert wurden, sondern auch weiße und
rote Burgunderweine, Silvaner und Char-
donnay. 464 Weine aus allen 13 deut-
schen Anbaugebieten, die in knapp 400,
als „Große Lage“ klassifizierten, Weinber-
gen herangewachsen sind. Die Wiesbade-
ner Kurhauskolonnaden haben sich als
idealer Verkostungsort erwiesen. Das
Lob der rund 200 Weinkritiker, davon
war erstmals die Mehrheit aus dem Aus-
land angereist, über Organisation und
Standort der dreitägigen Probe fällt fast
immer enthusiastisch aus.

Die Urteile der Kenner über den Wein-
jahrgang 2018 lesen sich allerdings weni-
ger enthusiastisch, folgt man Live-Kom-
mentaren im Internet jener Kritiker, die
sich bei der Probe virtuell und fast in Echt-
zeit über die Schulter blicken lassen. Wer
nach dem Jahrhundertsommer 2018 auch
jede Menge Jahrhundertweine erwartet
hatte, wird ernüchtert sein. Es scheint,

dass längst nicht alle Weine die Hitze und
Dürre gut verkraftet haben. Offenbar hat
der Trockenstress der Rebpflanze in man-
chen Weinen zu einem Geschmacksfehler
geführt, der unter den Fachleuchten auf
die Kurzformel „Uta“ gebracht wird: Das
Kürzel steht für „untypische Alterungstö-
ne“ und gilt in Jahren mit geringen Nie-
derschlägen und hoher Sonneneinstrah-
lung als besondere Gefahr für die Wein-
qualität. Denn das Ergebnis dieser Witte-
rung können Weine sein, die kein rebsor-
tentypische Bukett haben, die am Gau-
men bisweilen bitter, stumpf und überla-
gert wirken. Jedenfalls scheint der Jahr-
gang 2018 nach den allerersten Eindrü-
cken der Verkoster in der Spitze deutlich
heterogener ausgefallen als das Wetter.
Es gibt weniger überzeugende Spitzenwei-
ne, als viele Kritiker erwartet und als die
Weinfreunde erhofft haben.

Bemerkenswert ist, dass Winzer zuneh-
mend den Weinen noch mehr Zeit geben
wollen, ehe sie den Weg zum Kunden neh-
men dürfen. So haben die Rheingauer
Weingüter Barth, Allendorf, Leitz,
Schloss Vollrads und Bartherst jetzt ihre
„Großen Gewächse“ des Jahrgangs 2017
vorgestellt. Die 2018er dürfen in Fass
oder Flasche noch weiter reifen, um erst
zu einem Zeitpunkt auf den Markt zu kom-
men, zu dem die Weine nach Ansicht ih-

rer Erzeuger das ganze Potential auch am
Gaumen zeigen. Das badische Weingut
Salwey hatte Grau- und Weißburgunder
des Jahrgangs 2016 nach Wiesbaden ge-
schickt. Das zeigt, dass immer mehr Er-
zeuger dem Thema Reife immer größere
Bedeutung als Aktualität zumessen.

Auch wenn die VDP-Weingüter nur für
drei Prozent der deutschen Weinernte-
menge stehen und mit 5300 Hektar nur
rund fünf Prozent der deutschen Rebflä-
che bewirtschaften, so haben sie im Hin-
blick auf Marketing, Preisbildung und Re-
nommee für den deutschen Wein eine be-
sondere Bedeutung. VDP-Weingüter sind
mit 26,5 Hektar Rebfläche überdurch-
schnittlich groß, und ihr Anteil am Um-
satz von deutschem Wein liegt rund
50 Prozent über dem Flächenanteil. Den
Spitzenweinen, den Großen Gewächsen,
kommt dabei besondere Bedeutung zu.
Für sie werden durchschnittlich immer
32 Euro je Flasche aufgerufen. Sie errei-
chen einen Umsatzanteil von 15 Prozent
bei einem Mengenanteil von nur fünf Pro-
zent.

Das Interesse an diesen Aushängeschil-
dern des deutschen Weins hat in den ver-
gangenen Jahren zugenommen. Sie tragen
laut VDP „zur wachsenden Anerkennung
deutscher Spitzenweine in der Welt“ bei.
Von dieser Strahlkraft „Großer Gewäch-

se“ wollen jetzt auch jene zwei Dutzend
Rheingauer Winzer profitieren, die nicht
dem VDP angehören und deshalb in den
zurückliegenden zwei Jahrzehnten auf Ba-
sis einer hessischen Sonderregelegung
„Erste Gewächse“ als trockene Spitzenwei-
ne erzeugt haben. Sie haben diese Katego-
rie nun in „Rheingau Großes Gewächs“
(RGG) umbenannt und ihre insgesamt
mehr als 30 RGGs schon in der vergange-
nen Woche im Festsaal des Wiesbadener
Rathauses vorgestellt.

Der einheitliche Begriff „Großes Ge-
wächs“ für Spitzenwein soll einer mögli-
chen Verwirrung der Konsumenten entge-
genwirken. Neu sind nicht nur der Name
und das RGG-Logo, sondern auch einige
Kriterien zur Erzeugung. Bislang waren
für „Erste Gewächse“ 13 Gramm Restzu-
cker je Liter nach der Vergärung zugelas-
sen. Nun sind es nur noch neun Gramm,
womit die „Großen Gewächse“ durchweg
den gesetzlichen Anforderungen an die
Einstufung „trocken“ genügen. Unverän-
dert gilt für die Erzeugung die Lagen-
Klassifikation, wonach nur rund ein Drit-
tel der Rheingauer Weinberge für die Er-
zeugung dieser Weine zugelassen sind.
Noch nicht entschieden ist, ob, wie und
für welche Art von Wein der rechtlich gut
geschützte Begriff „Erstes Gewächs“ wei-
terverwendet werden wird und kann.

DARMSTADT (lhe). Das Verwal-
tungsgericht Darmstadt hat einer Kla-
ge der Umweltorganisation BUND ge-
gen die Zulassung der Grundwasserför-
derung im Hessischen Ried teilweise
recht gegeben. Das Darmstädter Regie-
rungspräsidium hatte einem Wasserbe-
schaffungsverband erlaubt, aus den
Brunnen des Wasserwerks Jägersburg
bei Biblis Grundwasser zu entnehmen,
wie das Gericht gestern berichtete.
Der BUND habe geklagt, weil durch
die Förderung „erhebliche Beeinträch-
tigungen“ in den Schutzgebieten in der
Nähe zu befürchten seien.

Das Gericht urteilte, der Bescheid
des Regierungspräsidiums sei teilweise
rechtswidrig, wenn er die Grundwas-
serentnahme auch in den Naturschutz-
gebieten ermögliche. Die Behörde müs-
se genauer prüfen, ob die Genehmi-
gung mit der „Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie“ (FFH) der Europäischen
Union vereinbar sei. Die FFH-Richtli-
nie dient der Erhaltung der natürli-
chen Lebensräume sowie der wildle-
benden Tiere und Pflanzen.

Zum jetzigen Zeitpunkt gehe aus
dem Bescheid nicht hervor, dass ge-
schützte Tierarten und Vogelschutzge-
biete in der Nähe auf jeden Fall nicht
beeinträchtigt würden, so das Gericht.
Die Kammer hat die Berufung zum
Hessischen Verwaltungsgerichtshof in
Kassel wegen der grundsätzlichen Be-
deutung der Rechtssache zugelassen.

lat. BAD SODEN. Ein 63 Jahre alter
Mann, der in einem Geschäftshaus an
der Parkstraße eine 38 Jahre alte Frau
mit einer Waffe bedroht haben soll,
hat gestern einen Großeinsatz der Poli-
zei mit Straßensperrungen ausgelöst.
Zwei in dem Haus befindliche Arztpra-
xen wurden geräumt. Der Mann wurde
von Spezialkräften der Polizei kontrol-
liert. Eine Waffe wurde jedoch nicht ge-
funden. Die Polizei ermittelt weiter.

TAUNUSSTEIN (lhe). Eine stark be-
trunkene Frau aus Taunusstein hat am
Sonntagabend mehrere tausend Euro
Schaden verursacht. Mit ihrem Auto
sei die 50 Jahre alte Frau vom Stadtteil
Bleidenstadt im Rheingau-Taunus-
Kreis gestartet und habe dabei schon
einen Zaun und ein parkendes Auto ge-
rammt, teilte gestern die Polizei mit.

Auf dem Parkplatz eines Einkaufs-
zentrums habe die Polizei gestoppt.
Dort hatte sie ein Verkehrsschild ge-
rammt. Der Alkoholtest ergab einen
Wert von drei Promille. Insgesamt war
Schaden für 6000 Euro entstanden.

Mischung aus Wohnen und Arbeiten

Nein zu
Windradplan
für Odenwald
Kommunen verlieren vor
Verwaltungsgerichtshof

Viele Winzer üben sich in Geduld
Verkostung in Wiesbaden: Jahrhundertsommer 2018 hat keinen Jahrhundertjahrgang hervorgebracht Radfahrer fährt

auf Auto und stirbt

Gericht: Grenzen für
Grundwasserförderung

Geschäftshaus nach
Drohung geräumt

Unfall mit drei
Promille am Steuer

HANAU

Der Schlossplatz in
Hanau wird nach Ideen
von Planern aus der
Stadt gestaltet, wenn es
nach den Dezernenten
geht. Kritik kommt von
Freunden traditioneller
Architektur.

Status quo: Auf dem Schlossplatz vor dem alten Kanzleigebäude werden heute vor allem Autos geparkt.  Foto Rainer Wohlfahrt

Favorit: der Entwurf von Baugesellschaft Hanau und Terramag  Visusalisierung Baugesellschaft Hanau


